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Meldungen

Presse-Akkreditierung für den Wiesn-Anstich
(11.8.2025) Zum Wiesn-Anstich am Samstag, 20. September, 12 Uhr, im 
Schottenhamel-Zelt wird es wieder links und rechts auf der Anzapfboxe 
zwei „Tribünen“ für Wort- und Bildberichterstatter*innen geben. Wer an der 
Berichterstattung interessiert ist, muss bis spätestens Freitag, 5. Septem-
ber, per E-Mail an presseamt@muenchen.de beim Presse- und Informati-
onsamt eine Akkreditierung beantragen, da das Angebot begrenzt ist.
Es wird um folgende Angaben gebeten: Ansprechpartner*in mit Telefon-
nummer, Platzwahl – Bild- oder Wort-Tribüne – sowie Medium. Auch im 
Falle einer Zusage können grundsätzlich pro Medium maximal zwei Perso-
nen sowie als Fotograf*in oder Reporter*in jeweils nur eine Person zuge-
lassen werden.

Sozialreferat: Geflüchtete aus der Ukraine nicht rückwirkend auf das 
Asylbewerberleistungsgesetz umstellen
(11.8.2025) Das Sozialreferat warnt die Bundesregierung dringend davor, 
Geflüchtete aus der Ukraine rückwirkend auf Leistungen des Asylbe-
werberleistungsgesetzes umzustellen. Eine Umstellung könne nur in 
der Zukunft und nur für neu ankommende Geflüchtete aus der Ukraine 
erfolgen. Wünschenswert sei eine ausreichende Vorbereitungszeit für die 
kommunale Verwaltung und eine Finanzierung des kommunalen Personal-
aufwands.
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Wir haben inhaltlich die Zweiklassenge-
sellschaft zwischen Geflüchteten aus der Ukraine und Asylbewerber*innen 
durch eine unterschiedliche Fördergrundlage immer kritisiert. Es ist aber 
aus unserer Sicht zwingend erforderlich, eine Umstellung auf Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ausschließlich für neu ankom-
mende Ukrainer*innen vorzusehen. Rückwirkende Umstellungen, egal für 
welchen Personenkreis, würden die Kommunalverwaltung im Übermaß 
überlasten und sind nicht bewältigbar. Denn die Kommunen müssten die 
Leistungen mit eigenem, nicht refinanziertem Personal prüfen, verbeschei-
den und auszahlen. Dadurch würde die Verwaltung bewusst handlungsun-
fähig gemacht, und das kann niemand wollen.“
Ob von der pauschalen Ausgleichssumme, die der Bund an die Länder 
leistet, in München tatsächlich etwas ankommt, ist aus Sicht des Sozialre-
ferats fraglich. Ein Wechsel von einem Teil der Flüchtlinge aus der Ukraine 
in das Asylbewerberleistungsgesetz bringt hinsichtlich der Arbeitsmarktin-
tegration allerdings einige Hürden mit sich.
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Denn der von der Bundesregierung gezündete Job-Turbo zur Integra-
tion von Geflüchteten zeigt erste Erfolge. Zunächst wurde der Fokus auf 
Sprach- und Integrationskurse gelegt. Ziel ist es, langfristig qualifikations-
gerechte Beschäftigung zu ermöglichen, zumal eine große Zahl der ukrai-
nischen Geflüchteten einen Hochschulabschluss hat. In Bayern beträgt 
die Beschäftigungsquote für Menschen aus der Ukraine mittlerweile 39 
Prozent. Die Jobcenter beraten gezielt und aus einer Hand in allen Fragen 
der Arbeitsmarktintegration – vom Sprachkurs über Bewerbertraining und 
Weiterbildung bis zur Unterstützung bei der Suche nach einem Betreu-
ungsplatz für Kinder oder nach Praktika.
Wenn zukünftig Flüchtlinge aus der Ukraine Asylbewerberleistungen er-
hielten, fiele laut Sozialreferat dieser Betreuungs- und Beratungsansatz 
weg, der auf eine schnelle und angemessene Arbeitsintegration abzielt. 
Vielmehr ergäbe sich eine Mischzuständigkeit der Kommunen und der 
beitragsfinanzierten Arbeitsagenturen. Im Gegensatz zur bestehenden Re-
gelung im Bürgergeld-Gesetz würde die Verpflichtung, eine Arbeitsstelle 
anzutreten oder die Beratungsangebote der Agentur für Arbeit zu nutzen, 
entfallen, wenn diese nicht im Regierungsentwurf aufgenommen wird. 
Das aktuelle Asylbewerberleistungsgesetz sieht eine verpflichtende Re-
gelung nicht vor. Eine Mitwirkung kann nach heutiger Gesetzeslage nur 
freiwillig erfolgen. Sollte es hier eine Änderung im Asylbewerberleistungs-
gesetz geben, würde das den Aufbau neuer Strukturen für die Kommune 
erfordern.

Wettbewerb „Mehr Grün für München“ – Jetzt mitmachen
(11.8.2025) München soll grüner, schöner und lebenswerter werden. Mit 
dem Wettbewerb „Mehr Grün für München“ schafft die Stadt seit inzwi-
schen 50 Jahren einen Anreiz für die Münchner*innen, selbst zu diesem 
Ziel beizutragen. Der Wettbewerb honoriert den überdurchschnittlichen 
Einsatz von Bürger*innen bei der Begrünung von Höfen, Vorgärten, Außen-
anlagen und Gewerbeflächen.
Ab sofort sind wieder Bewerbungen möglich. Teilnehmen können Haus-
eigentümer*innen, Mieter*innen oder Inhaber*innen eines gewerblichen 
Betriebs, die sich für mehr Grün in ihrem unmittelbaren Umfeld einsetzen. 
Bei Wohngebäuden müssen mindestens drei Wohneinheiten von der Be-
grünung profitieren.
Eine ehrenamtliche Jury, besetzt mit Personen des öffentlichen Lebens, 
aus Politik und Wirtschaft, stimmt über die Beiträge in den folgenden Kate-
gorien ab:
	- Gestaltung der Vorgärten
	- Gestaltung der Außenanlagen
	- Gestaltung der Gewerbeflächen
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	- Gestaltung der Höfe
	- Persönliche Leistungen
	- Kinderfreundliches Wohnumfeld
	- Begrünung von Dachflächen
Anmeldungen unter dem Kennwort „Mehr Grün für München“ sind mög-
lich bis 30. Juni 2026 per E-Mail an begruenung-foerdern.rku@muenchen.
de oder per Post an das Referat für Klima- und Umweltschutz, RKU-I-3, 
Bayerstraße 28a, 80335 München. Ein PDF-Anmeldeformular steht unter 
www.muenchen.de/wettbewerb-mehr-gruen zur Verfügung. Per E-Mail 
oder unter Telefon 01525-7985466 sind auch Rückfragen möglich.
Bereits prämierte Objekte können nicht noch einmal angemeldet werden.
Weitere Informationen zum Wettbewerb und zu den Preisträgerprojekten 
des Turnus 2023/ 2024 unter www.muenchen.de/wettbewerb-mehr-gruen.
Unter bestimmten Voraussetzungen können Grundstückseigentümer*in-
nen auch vom Förderprogramm „Innenhof-, Dach- und Fassadenbegrü-
nung“ profitieren. Weitere Infos zum Programm und zur Antragsstellung 
sind unter www.muenchen.de/begruenung-foerdern abrufbar.

http://www.muenchen.de/wettbewerb-mehr-gruen
http://www.muenchen.de/wettbewerb-mehr-gruen
http://www.muenchen.de/begruenung-foerdern
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 11. August 2025

Solidarität mit der Zivilbevölkerung in Israel und Palästina II: Sofor-
tige Rückkehr zur Waffenruhe in Gaza und ein Ende der Eskalation im 
Westjordanland
Antrag Stadtrats-Mitglieder Thomas Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / 
Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 27.3.2025
Dringender Appell an unsere Partner in Israel, sich für einen sofortigen 
Waffenstillstand und die Aufnahme umfassender Hilfslieferungen für 
die palästinensische Zivilbevölkerung sowie den Stopp der Vertrei-
bung von über 2 Millionen Menschen einzusetzen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Stefan Jagel, Thomas Lechner und Brigitte Wolf 
(Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 27.5.2025

Man klebt nur zweimal oder alles Kleben ist Leiden
Anfrage Stadtrat Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄH-
LER) vom 20.6.2025
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Solidarität mit der Zivilbevölkerung in Israel und Palästina II: Sofor-
tige Rückkehr zur Waffenruhe in Gaza und ein Ende der Eskalation im 
Westjordanland
Antrag Stadtrats-Mitglieder Thomas Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / 
Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 27.3.2025
Dringender Appell an unsere Partner in Israel, sich für einen sofortigen 
Waffenstillstand und die Aufnahme umfassender Hilfslieferungen für 
die palästinensische Zivilbevölkerung sowie den Stopp der Vertrei-
bung von über 2 Millionen Menschen einzusetzen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Stefan Jagel, Thomas Lechner und Brigitte Wolf 
(Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 27.5.2025

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Sie haben am 27.3.2025 Folgendes beantragt:
„Der Oberbürgermeister Dieter Reiter möge sich umgehend, mit allen ihm 
zur Verfügung stehenden Mitteln, in Unterstützung der israelischen Zivil-
gesellschaft und unter Einbezug kommunaler deutsch-israelischer Partner-
städte, für eine sofortige Rückkehr zum Waffenstillstand in Gaza und dem 
Ende der Gewalt im Westjordanland einsetzen.“

Ebenso haben Sie am 28.5.2025 Folgendes beantragt:
„Der Oberbürgermeister wird beauftragt, einen direkten Aufruf an die 
israelische Regierung zu richten, die massiven Völkerrechtsverletzungen 
sofort einzustellen und wieder auf einen Weg zurückzukehren, der das 
Existenzrecht der Palästinenser*innen absichern kann. Entweder als indi-
rekter Appell über unsere Städtepartnerschaften in Beer Sheva oder direkt 
in Zusammenarbeit mit den Bürgermeister*innen anderen Großstädte 
Deutschlands.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihre beiden Anträge in 
einem Brief zu beantworten.

Am 7. Oktober 2023 hat die Hamas Israel mit tausenden Raketen angegrif-
fen. Etwa 1.200 Menschen wurden getötet und mehr als 200 Geiseln ver-
schleppt. Die sich daran anschließende und seitdem andauernde kriege-
rische Auseinandersetzung hat zu unermesslichem Leid der Bevölkerung 
auf beiden Seiten und einer gewaltigen Zahl an zivilen Opfern, insbeson-
dere im Gazastreifen, geführt. Jetzt ist es von größter Bedeutung, schnell 
zu dem zuvor ausgehandelten Waffenstillstand zurückzukehren und einen 
dauerhaften Frieden zu schaffen. 
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Diese Aufgabe liegt außerhalb der in Art. 28 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 11 Abs. 
2 BV festgeschriebenen kommunalen Kompetenzen; vielmehr obliegt die 
Verantwortung für die Außenpolitik der deutschen Bundesregierung.

Von den vorstehenden Ausführungen bitte ich daher Kenntnis zu nehmen 
und gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Man klebt nur zweimal oder alles Kleben ist Leiden
Anfrage Stadtrat Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄH-
LER) vom 20.6.2025

Antwort Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer:

In Ihrer schriftlichen Anfrage vom 20.6.2025 führen Sie Folgendes aus:
„Am 12.6.2025 wurde in der Sparkassenstraße im Rahmen eines Pilotver-
suchs ein temporärer, gelber Zebrastreifen aufgebracht. Interessierte Pas-
santen konnten bereits nach wenigen Tagen zwei wichtige Erkenntnisse 
gewinnen: Zum einen, dass Zebrastreifen seitens vieler Verkehrsteilneh-
mer eher als ästhetische Verschönerungsmaßnahme der Altstadt, denn als 
verpflichtender Teil der Straßenverkehrsordnung wahrgenommen werden, 
zum anderen aber auch, dass die Verwaltung mit der einen Hand einreißt, 
was sie mit der anderen soeben geschaffen hat. Zumindest sind bereits 
erste Teile des Zebrastreifens nach weniger als einer Woche wieder ent-
fernt worden.“

Ihre Fragen hierzu beantworten wir in Abstimmung mit dem Mobilitätsre-
ferat wie folgt: 
 
Frage 1:
Wer war mit dem Aufbringen des temporären Zebrastreifens beauftragt?

Antwort: 
Der Zebrastreifen wurde vom Mobilitätsreferat im Rahmen eines Pilotver-
suchs angeordnet und zunächst temporär in gelber Farbe aufgebracht, um 
zu beobachten, wie sich die dortige Situation durch die Markierung des 
Zebrastreifens verändert, wie er auf die Sicherheit der Fußgänger*innen 
wirkt und welche verkehrlichen Auswirkungen damit einhergehen. Für die 
Umsetzung hat das Baureferat eine externe Firma beauftragt.

Frage 2:
Erfolgte dies fachgerecht?

Antwort: 
Markierungen in gelber Farbe werden üblicherweise mit einer sogenann-
ten Folienmarkierung ausgeführt. Diese kann am Ende der Baustelle, oder 
hier dem Verkehrsversuch, rückstandsfrei von der Asphaltoberfläche ent-
fernt werden. Die Folienmarkierung ist von dem beauftragten Markierungs-
unternehmen fachgerecht und ordnungsgemäß aufgebracht worden.
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Frage 3: 
Was hat die Maßnahme gekostet?

Antwort: 
Die Kosten für die Maßnahme in Folienmarkierung und Wiederherstellung 
in Kaltspritzplastik hat Kosten in einem mittleren vierstelligen Betrag verur-
sacht. Eine endgültige Abrechnung darüber liegt noch nicht vor.

Frage 4:
Warum wurden Teile des Zebrastreifens wieder entfernt?

Antwort: 
Verschiebungen in der Folienmarkierung wurden bei Kontrollen festgestellt 
und umgehend beseitigt. Nach Einschätzung des Baureferates sind diese 
durch Radialbewegungen von wendenden Lieferfahrzeugen verursacht 
worden.

Frage 5:
Soll der Zebrastreifen zu Gänze wieder entfernt werden oder wird er wie-
der vollständig hergestellt?

Antwort: 
Um Schäden durch Radialbewegungen von Lieferfahrzeugen zu vermei-
den, wurde der gesamte Zebrastreifen zwischenzeitlich durch eine Mar-
kierung in Kaltspritzplastik ebenfalls in gelber Farbe ausgetauscht. Diese 
Markierungsart ist widerstandsfähiger und daher besser geeignet, die an 
der Kreuzung Sparkassenstraße/Tal vorkommenden Radialbewegungen 
aufzunehmen. 

Frage 6:
Besteht die Möglichkeit, den Zebrastreifen stabiler auszuführen, falls er 
wieder hergestellt werden sollte?

Antwort: 
Siehe Antwort zu Frage 5.

Frage 7:
Besteht die Möglichkeit, auf den Zebrastreifen zusätzlich per Schild/Be-
leuchtung etc. hinzuweisen und so die Akzeptanz der Verkehrsteilnehmer 
zu erhöhen?
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Antwort:
Der Fußgängerüberweg ist wie in den Richtlinien für die Anlage und Aus-
stattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ) gefordert, mit Zeichen 350 
StVO (Fußgängerüberweg) beschildert. Auf eine Ausstattung mit einer zu-
sätzlichen Beleuchtung wurde aufgrund der beabsichtigten Pilotphase vor-
erst verzichtet. Im Falle des dauerhaften Erhalts des Zebrastreifens könnte 
die Beleuchtungssituation am FGÜ grundsätzlich verbessert werden. 
Hierzu ist aufgrund der sehr hohen Spartendichte im Innenstadtbereich 
jedoch vorab zwingend die Spartenlage zu klären. Eine endgültige Aussage 
zur Verbesserung der Beleuchtungssituation kann erst nach einer erfolgten 
Abstimmung hierzu getroffen werden.

Frage 8:
Besteht die Möglichkeit, die Akzeptanz der Verkehrsteilnehmer zusätzlich 
durch Kontrollen bspw. der KVÜ oder der Polizei zu erhöhen?

Antwort: 
Die Kommunale Verkehrsüberwachung (KVÜ) ist im Bereich der Altstadt 
nur für die Kontrolle von Verstößen im ruhenden Verkehr zuständig. Hin-
sichtlich der Überwachung und Ahndung von Verstößen durch fließenden 
Verkehr besteht keine Zuständigkeit. Das Polizeipräsidium teilte diesbezüg-
lich mit, dass die zuständige Polizeiinspektion 11 den Fußgängerüberweg 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten bereits jetzt in ihre Verkehrsüberwachung 
einbezieht. „Postenstellungen“ sind dabei nicht möglich.
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Baustellen für die Verkehrswende nutzen – Zweirichtungs- 
radweg an der Berg-am-Laim-Unterführung 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Gunda Krauss,  
Gudrun Lux, Florian Schönemann und Christian Smolka (Frak- 
tion die Grünen – Rosa Liste – Volt) 

 
Einführung einer Möglichkeit zur Ticket-Spende bei städti- 
schen Einrichtungen  
Antrag Stadträtin Alexandra Gaßmann (Stadtratsfraktion der  
CSU mit FREIE WÄHLER) 
 
Vorplatz Alte Akademie: Aufwertung des Schandflecks 
Antrag Stadträte Dirk Höpner und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/ 
München-Liste) 

 
 



Die Grünen/Rosa Liste/Volt, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620 
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 

 
 

11.08.2025 
Herrn  
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 
 
 
 
Baustellen für die Verkehrswende nutzen – Zweirichtungsradweg an der Berg-am-
Laim-Unterführung  
 
Antrag 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt sofort und dauerhaft auf der Südseite der Berg-am-
Laim-Straße zwischen Haidenauplatz und Friedensstraße einen Zweirichtungsradweg ein-
zurichten. 

 
Begründung 
Die Unterführung an der Berg-am-Laim-Straße östlich des Haidenauplatz stellt für die 
Verbindung des Werksviertels mit Haidhausen eine Lücke für den Radverkehr dar. Viele 
Radfahrende fahren hier mangels eines legal zu befahrenden Zweirichtungsradwegs von 
der Friedenstraße gegen die Fahrtrichtung zum Haidenauplatz.  
 
Im Frühjahr war in der dortigen Unterführung eine baustellenbedingte neue 
Raumaufteilung der Straße umgesetzt. Diese schuf neuen Platz für Fuß- und Radverkehr. 
Da die die südseitige Gehbahn und der Radweg von Baustelleneinrichtungsflächen in 
Anspruch genommen wurden, wurde dem Fuß- und Radverkehr eine der Fahrspuren in 
der Unterführung eingeräumt (s. Fotos).  
 
Mit den neuen Orleanshöfen und vor allem mit dem Bau der 2.Stammstrecke wird die 
Berg-am-Laim Straße in diesem Bereich einmal komplett aufgegraben werden, um dort 
den Tunnel der 2. Stammstrecke in Richtung Leuchtenbergring in offener Bauweise zu 
bauen. In dem Zuge soll eine neue Raumaufteilung mit Zweirichtungsradweg und breiten 
Gehbahnflächen baulich umgesetzt werden. 
 
Für die den bis dahin bestehenden Zeitraum soll mittels verkehrsrechtlicher Anordnung 
oder baulich mit aufgeklebten Bordsteinen eine Raumaufteilung ähnlich der des 
Baustellenzustands hergestellt werden.  
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(Quelle: privat) 
 
Fraktion Die Grünen/Rosa Liste/Volt 
Gudrun Lux 
Paul Bickelbacher 
Florian Schönemann 
Christian Smolka 
Gunda Krauss 
Mitglieder des Stadtrats  
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Antrag 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
11.08.2025 

 

 

Einführung einer Möglichkeit zur Ticket-Spende bei städtischen Einrichtungen 

 

Die Landeshauptstadt München (LHM) wird aufgefordert, eine Option zu schaffen, mit der beim 

Kauf von Eintrittskarten für Veranstaltungen städtischer Freizeit-, Sport- und Kultureinrichtungen 

ein zusätzliches Ticket freiwillig gespendet werden kann. Diese gespendeten Tickets sollen 

anschließend an unterstützungsbedürftige Personen oder begünstigte Personengruppen 

weitergegeben werden. Ziel ist es, allen Bürgerinnen und Bürgern den Zugang zu 

gesellschaftlicher Teilhabe zu ermöglichen, unabhängig von ihrer finanziellen Situation. 

 

 

Begründung 

 

Freizeit-, Sport- und Kulturangebote sind ein wichtiger Bestandteil gesellschaftlicher Teilhabe. 

Der Zugang zu diesen Angeboten sollte grundsätzlich allen Bürgerinnen und Bürgern 

offenstehen. Die Teilhabe an solchen Angeboten sind häufig mit Kosten verbunden, die je nach 

finanzieller Situation unterschiedlich stark ins Gewicht fallen, sodass manche Menschen auf die 

Teilnahme verzichten müssen. Für andere wiederum gehört der Besuch solcher Angebote zum 

Alltag und sie haben oft den Wunsch, etwas zurückzugeben und anderen die Teilnahme zu 

ermöglichen. 

Deshalb soll geprüft werden, wie sich beim Kauf von Eintrittskarten für städtische Einrichtungen 

eine freiwillige Ticketspende ermöglichen lässt. Eine Möglichkeit wäre, beim Ticketkauf die 

Option zu bieten, ein zusätzliches Ticket zu spenden. Die gespendeten Tickets könnten 

anschließend über soziale Einrichtungen in München oder das Sozialreferat weitergegeben 

werden, beispielsweise über die Sozialbürgerhäuser, Alten- und Service-Zentren, Jugendämter 

oder andere städtische Stellen. Empfänger der gespendeten Tickets könnten 

unterstützungsbedürftige Personen oder begünstigte Personengruppen sein, zum Beispiel 

Menschen, denen der Zugang aus finanziellen Gründen nicht ohne weiteres möglich ist, oder 

ehrenamtlich Engagierte. 
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Alternativ wäre eine Zusammenarbeit mit dem Verein „KulturRaum München e. V.” möglich. Der 

Verein vermittelt seit Jahren erfolgreich Eintrittskarten an Menschen, die sich einen regulären 

Besuch nicht leisten können. 

 

 

Alexandra Gaßmann 

Stadträtin  



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
 
 
 
 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 München, 11.08.2025 
 
Antrag: 
Vorplatz Alte Akademie: Aufwertung des Schandflecks 
 
Der Vorplatz der Baustelle der Alten Akademie in der Neuhauser Straße wird 
schnellstmöglich durch kostengünstige, modulare Elemente aufgewertet. 
 
Zufahrten und Zugänge der Baustelle bleiben so erreichbar, wenn die Arbeiten 
wieder aufgenommen werden. 

Begründung: 

Die Baustelle der Alten Akademie ist und bleibt ein Schandfleck mitten in der 
Münchner Innenstadt. Seit November 2023 stehen die Arbeiten still und es ist noch 
nicht absehbar, wann sie wieder aufgenommen, geschweige denn abgeschlossen 
sein werden. Die Münchner:innen und Besucher:innen müssen auf eine attraktive 
Innenstadt verzichten, weil sich ein österreichischer, mittlerweile gefallener, 
Großinvestor mit besten Kontakten in die internationale Politik verzockt hat. 

Die Alte Akademie steht inzwischen sinnbildlich für eine unreflektierte 
Investorenfreundlichkeit, deren Konsequenzen nun alle ausbaden müssen. Um 
zumindest die unmittelbare Umgebung dieses Mahnmals aufzuwerten, braucht es 
schnelle, pragmatische Lösungen. Mit modularen, kostengünstigen Elementen lässt 
sich die Aufenthaltsqualität wieder verbessern. Portable Kleinbäume könnten 
Schatten spenden und das Mikroklima verbessern. So würde die Innenstadt 
wenigstens punktuell wieder lebenswerter. 

Initiative: 

Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
Dirk Höpner, Planungspolitischer Sprecher 
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